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§ 1 Allgemeines  
1. Diese   Lieferungs-  und  Zahlungsbedingungen  sind  Bestandteil  aller  Angebote  und
Verträge  über  Warenlieferungen   des   Verkäufers,  auch  in  laufender  und  künftiger
Geschäftsverbindung. 
2. Entgegenstehende oder abweichende Vereinbarungen und Geschäftsbedingungen sind
nur verbindlich, wenn sie dem Verkäufer schriftlich bestätigt sind. 
§ 2 Angebote, Lieferfristen  
1. Angebote sind freibleibend; Zwischenverkauf bleibt vorbehalten.
2. Lieferfristen gelten vorbehaltlich richtiger sowie rechtzeitiger  Selbstbelieferung,  es sei
denn, dass der Verkäufer verbindliche Lieferfristen schriftlich zusagt. 
3. In unseren Preisen sind, wenn nicht anders gekennzeichnet, die Umsatzsteuer und die
Verpackungskosten nicht enthalten. Auch die Liefer- und Versandkosten sind, wenn nicht
anders gekennzeichnet, nicht in unseren Preisen enthalten. 
4. Proben  und  Muster  gelten  als  annähernde  Anschauungsstücke  für  Qualität,
Abmessungen und Farbe. 
§ 3 Lieferung, Verzug und Unmöglichkeit  
1. Für Lieferungen des Verkäufers ist die Verladestelle Erfüllungsort; bei Anlieferung trägt
der Käufer die Gefahr. Lieferung erfolgt an die vereinbarte Stelle; bei geänderter Anweisung
trägt der Käufer die Kosten, bei Verbrauchern in Sinne des § 13 BGB aber nur, wenn der
Käufer  den  Spediteur,  den Frachtführer  oder  die  sonst  zur  Ausführung  der  Versendung
bestimmte Person oder Anstalt mit der Ausführung beauftragt hat und der Verkäufer diese
Person oder Anstalt nicht zuvor benannt hat.
2. Streckenlieferung  frei  Baustelle  oder  frei  Lager  bedeutet  Anlieferung  ohne  Abladung.
Voraussetzung für die Anlieferung ist eine mit schwerem Lastzug befahrbare Anfuhrstraße.
Verlässt das Lieferfahrzeug auf Weisung des Käufers die befahrbare Anfuhrstraße, so haftet
dieser für auftretenden Schaden. Das Abladen hat unverzüglich und sachgemäß durch den
Käufer zu erfolgen. Wartezeiten werden dem Käufer berechnet. Bei Anlieferung ab Lager
werden grundsätzlich Anfuhrkosten und Kranentladung berechnet.
3. Arbeitskämpfe  oder  unvorhersehbare,  außergewöhnliche  Ereignisse  wie  hoheitliche
Maßnahmen,  Verkehrsstörungen  usw.  befreien  den  Verkäufer  für  die  Dauer  ihrer
Auswirkungen oder im Falle der Unmöglichkeit voll von der Lieferpflicht.
§ 4 Zahlung 
1. Bei  Barverkauf ist der Kaufpreis sofort bei Empfang der Ware ohne Abzug zahlbar. 
2. Zielverkauf  bedarf  der  Vereinbarung. Rechnungen sind bei  Zielgewährung gemäß der
Rechnungsfußnote  fällig.  Andere  Zahlungsbedingungen  bedürfen  individueller
Vereinbarung. 
3. Skontogewährung  hat  zur  Voraussetzung,  dass  das  Konto  des  Käufers  sonst  keine
fälligen Rechnungsbeträge aufweist. Skontierfähig  ist  nur der Warenwert ohne Fracht und
Dienstleistungen.
4. Rechnungsregulierung durch Scheck oder Wechsel erfolgt zahlungshalber und bedarf der
Zustimmung des Verkäufers; Diskont, Wechselspesen und Kosten trägt der Käufer. 
5. Der Verkäufer ist berechtigt, ab Verzug Zinsen in Höhe der von ihm selbst zu zahlenden
Kreditkosten, mindestens aber 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz, und bei
Geschäften an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, in Höhe von 9 Prozentpunkten über
dem jeweiligen Basiszinssatz zu berechnen; die Geltendmachung weiteren Schadens bleibt
vorbehalten. 
6. Bei  Zahlungsschwierigkeiten  des  Käufers,  insbesondere  auch  bei  Zahlungsverzug,
Scheck- oder Wechselprotest, Sperrung durch die Kreditversicherung,   ist   der Verkäufer
berechtigt, weitere Lieferungen nur gegen Vorauskasse auszuführen, alle offen stehenden -
auch  gestundeten  -  Rechnungsbeträge  sofort  fällig  zu  stellen  und  gegen  Rückgabe
zahlungshalber  hereingenommener  Wechsel  Barzahlung  oder  Sicherheitsleistungen  zu
verlangen. 
7. Zur Ausübung eines Zurückhaltungsrechtes ist der Käufer nur insoweit befugt, als sein
Gegenanspruch  auf  dem  gleichen  Vertragsverhältnis  beruht.  Die  Aufrechnung  von
Gegenforderungen  ist   nur  insoweit  zulässig,  als  diese  unbestritten  oder  rechtskräftig
festgestellt sind.  
§ 5 Mängelrüge, Gewährleistung und Haftung 
1. Die Obliegenheiten der  §§ 377,  381 Abs. II  des Handelsgesetzbuches  gelten  mit der
Maßgabe,  dass  der  Käufer,  der  Kaufmann  im Sinne  des  Handelsgesetzbuches  ist,  alle
erkennbaren  und  der  Käufer,  der  kein  Kaufmann  ist,  alle  offensichtlichen  Mängel,
Fehlmengen und Falschlieferungen binnen 5 Werktagen nach Lieferung, in jedem Fall aber
vor  Verarbeitung  oder  Einbau  schriftlich  anzuzeigen  hat.  Transportschäden  sind  dem
Verkäufer unverzüglich schriftlich mitzuteilen.  
2. Bei fristgerechter,  berechtigter  Mängelrüge fehlerhafter  Ware im Sinne von § 434 des
Bürgerlichen Gesetzbuches stehen dem Käufer die gesetzlichen Gewährleistungsrechte zu.
Beschaffenheitsvereinbarungen  sind  als  solche  ausdrücklich  zu  kennzeichnen.  Eine
Bezugnahme auf DIN-Normen beinhaltet grundsätzlich die nähere Warenbezeichnung und
begründet keine Zusicherung durch den Verkäufer,   es sei   denn, dass eine Zusicherung
ausdrücklich vereinbart wurde. 
3. Der  Verkäufer  haftet  nur  für  Vorsatz  und  grobe  Fahrlässigkeit.  Soweit  eine
zurechenbaren Pflichtverletzung auf einfacher Fahrlässigkeit beruht  und eine wesentliche
Vertragspflicht (Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags
erst  ermöglicht,  deren Verletzung die Erreichung des Vertragszwecks  gefährdet  und auf
deren Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut) verletzt ist, ist die Schadenersatzhaftung
des  Verkäufers  auf  den  vorhersehbaren  Schaden,  der  typischerweise  in  vergleichbaren
Fällen eintritt, beschränkt. Für den Fall der Tötung, der Verletzung der Gesundheit oder des
Körpers haftet der Verkäufer nach den gesetzlichen Bestimmungen. Die Haftung nach den
Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleibt unberührt.  Im Übrigen ist die Haftung
ausgeschlossen.
4  . Gegenüber  Unternehmern  im  Sinne  des  §  14  BGB  ist  die  Verjährung  von
Sachmängelgewährleistungsansprüchen auf 12 Monate verkürzt.

§ 6 Eigentumsvorbehalte  
1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur Bezahlung des Kaufpreises und Tilgung aller aus der
Geschäftsverbindung bestehenden Forderungen gegenüber Unternehmern i.S.d. § 14 BGB
und der im Zusammenhang mit dem Kaufgegenstand noch entstehenden Forderungen als
Vorbehaltsware Eigentum des Verkäufers.  Die Einstellung einzelner  Forderungen in eine
laufende  Rechnung  oder  die  Saldoziehung  und  deren  Anerkennung  heben  den
Eigentumsvorbehalt nicht auf. Wird im Zusammenhang mit der Bezahlung des Kaufpreises
durch den Käufer eine wechselmäßige Haftung des Verkäufers begründet, so erlischt der
Eigentumsvorbehalt nicht vor Einlösung  des  Wechsels durch den Käufer als Bezogenen.
Bei Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer zur Rücknahme der Vorbehaltsware nach
Mahnung berechtigt und der Käufer zur Herausgabe verpflichtet. 
2. Wird  Vorbehaltsware  vom Käufer  zu einer  neuen  beweglichen  Sache  verarbeitet,  so
erfolgt die Verarbeitung für den Verkäufer, ohne dass dieser hieraus verpflichtet wird; die
neue  Sache  wird  Eigentum  des  Verkäufers.  Bei  Verarbeitung  zusammen mit  nicht  dem
Verkäufer gehörender Ware erwirbt der Verkäufer Miteigentum an der neuen Sache nach
dem  Verhältnis  des  Wertes  der  Vorbehaltsware  zu  der  anderen  Ware  zur  Zeit  der
Verarbeitung.  Wird Vorbehaltsware mit nicht  dem Verkäufer gehörender  Ware gemäß §§
947, 948 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verbunden, vermischt oder vermengt, so wird der
Verkäufer Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Erwirbt der Käufer
durch Verbindung, Vermischung oder Vermengung Alleineigentum, so überträgt  er  schon
jetzt an den Verkäufer, Miteigentum nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu
der anderen Ware zur Zeit der Verbindung, Vermischung oder Vermengung. Der Käufer hat
in diesen Fällen die im Eigentum oder  Miteigentum des Verkäufers stehende Sache, die
ebenfalls als Vorbehaltsware im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen gilt, unentgeltlich
zu verwahren. 
3. Wird  Vorbehaltsware  vom  Käufer,  allein  oder  zusammen  mit  nicht  dem  Verkäufer
gehörender Ware, veräußert, so tritt der Käufer schon jetzt die aus der Weiterveräußerung
entstehenden Forderungen in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten
und Rang vor dem Rest ab; der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Wert der Vorbehaltsware
ist der Rechnungsbetrag des Verkäufers zuzüglich eines Sicherungszuschlages von 10 %,
der  jedoch  außer  Ansatz  bleibt,  soweit  ihm  Rechte  Dritter  entgegenstehen.  Wenn  die
weiterveräußerte Vorbehaltsware im Miteigentum des Verkäufers steht, so erstreckt sich die
Abtretung  der  Forderungen  auf  den  Betrag,  der   dem  Anteilswert  des  Verkäufers  am
Miteigentum  entspricht.  Abs.  1  Satz  2  gilt  entsprechend  für  den  verlängerten
Eigentumsvorbehalt; die Vorausabtretung gemäß Abs. 3 Satz 1 und 3 erstreckt sich auch
auf die Saldoforderung. 
4. Wird Vorbehaltsware vom Käufer als wesentlicher Bestandteil  in das Grundstück eines
Dritten eingebaut,  so tritt  der Käufer  schon jetzt die gegen den Dritten oder  den,  den es
angeht, entstehenden Forderungen auf Vergütung in Höhe  des Wertes  der Vorbehaltsware
mit  allen  Nebenrechten  einschließlich  eines  solchen  auf  Einräumung  einer
Sicherungshypothek, mit Rang vor dem Rest ab; der Verkäufer nimmt diese Abtretung an.
Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.
5. Wird Vorbehaltsware  vom Käufer  als  wesentlicher  Bestandteil  in das  Grundstück  des
Käufers eingebaut, so tritt der Käufer schon jetzt die aus der gewerbsmäßigen Veräußerung
des  Grundstücks  oder  von  Grundstücksrechten  entstehenden  Forderungen  in  Höhe  des
Wertes der  Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten und mit Rang vor dem Rest ab;  der
Verkäufer nimmt die Abtretung an. Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.  
6. Der   Käufer   ist   zur  Weiterveräußerung,  zur  Verwendung  oder  zum  Einbau  der
Vorbehaltsware  nur  im  üblichen,  ordnungsgemäßen  Geschäftsgang  und  nur  mit  der
Maßgabe berechtigt und ermächtigt, dass die Forderungen im Sinne von Abs. 3, 4 und 5 auf
den Verkäufer tatsächlich übergehen. Zu anderen Verfügungen über  die Vorbehaltsware,
insbesondere Verpfändung oder Sicherungsübereignung,  ist der Käufer nicht berechtigt.
7. Der Verkäufer ermächtigt den Käufer unter Vorbehalt des Widerrufs zur Einziehung der
gemäß Abs. 3,  4 und 5 abgetretenen Forderungen.  Der  Verkäufer  wird von der  eigenen
Einziehungsbefugnis  keinen  Gebrauch  machen,  solange  der  Käufer  seinen
Zahlungsverpflichtungen,  auch  gegenüber  Dritten,  nachkommt.  Auf  Verlangen  des
Verkäufers hat der Käufer die Schuldner der abgetretenen Forderungen zu benennen und
diesen  die  Abtretung  anzuzeigen;  der  Verkäufer  ist  ermächtigt,  den  Schuldnern  die
Abtretung auch selbst anzuzeigen.
8. Über  Zwangsvollstreckungsmaßnahmen  Dritter  in  die  Vorbehaltsware  oder  in  die
abgetretenen Forderungen hat der Käufer dem Verkäufer unverzüglich unter Übergabe der
für den Widerspruch notwendigen Unterlagen zu unterrichten.
9. Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder  Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, wie 
auch Einleitung eines Verfahrens zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, erlöschen 
das Recht zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau der Vorbehaltsware 
und die Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen Forderungen; bei einem Scheck- oder 
Wechselprotest erlischt die Einzugsermächtigung ebenfalls.
10. Übersteigt der Wert der eingeräumten Sicherheiten die Forderungen um mehr als 20 %,
so  ist  der  Verkäufer  insoweit  zur  Rückübertragung  oder  Freigabe  nach  seiner  Wahl
verpflichtet.  Mit  Tilgung  aller  Forderungen  des  Verkäufers  aus  der  Geschäftsverbindung
gehen  das Eigentum an der  Vorbehaltsware und  die  abgetretenen  Forderungen an den
Käufer über.
§ 7  Schlussbestimmungen
1. Liegen  die  Voraussetzungen  für  eine  Gerichtsstandsvereinbarung  nach  §  38  der
Zivilprozessordnung vor, ist Gerichtsstand für alle Ansprüche der Vertragsparteien, auch für
Wechsel- und Scheckklagen, das für die Niederlassung des Verkäufers zuständige Amts-
bzw. Landgericht.  
2. Für den Abschluss und die Abwicklung sämtlicher Verträge gilt deutsches Recht. Dies gilt
bei dem Käufer als Verbraucher im Sinne des § 13 BGB jedoch nur insoweit, als nicht der
gewährte  Schutz  durch  zwingende  Bestimmungen  des  Rechts  des  Staates,  in  dem  der
Käufer  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  hat,  entzogen  wird.  Die  Bestimmungen  des  UN-
Kaufrechts (CISG) finden ausdrücklich keine Anwendung.
3. Sollten  eine  oder  mehrere  Regelungen  dieser  Allgemeinen  Geschäftsbedingungen
unwirksam sein, so zieht dies nicht die Unwirksamkeit des gesamten Vertrages nach sich.
Die unwirksame Regelung wird durch die geltende gesetzliche Regelung ersetzt.


